Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Interpellation 

der Fraktion der SPD 


betr.: Gleichstellung der heimatvertriebenen ruhegehalts- 
berechtigten Beamten, Angestellten und Lohn- 
empfänger. 

Der Bundestag hat am 2 . Dezember 1949 in seiner 21. Sitzung 
beschlossen, daß die Bundesregierung durch eine Rechtsverordnung 
nach Artikel 119 des Grundgesetzes die Gleichstellung der heimat- 
vertriebenen ruhegehaltsberechtigten Beamten, Angestellten und Lohn- 
empfänger durchführen soll. Da bis heute diese Rechtsverordnung 
nicht erlassen ist, fragen wir die Bundesregierung: 

1 . Wann wird die Gleichstellung durchgeführt? 

2. Ist Vorsorge getroffen, daß die notwendigen Mittel zur 
Verfügung stehen? 

3. Entspricht die in der Öffentlichkeit verbreitete Mitteilung 
den Tatsachen, daß den vertriebenen Beamten nur zwei 
Drittel der Bezüge gewährt werden sollen? 


Bonn, den 28 . Februar 1950 
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